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Über Uns
Das Bundessozialamt ist eine nachgeordnete Dienstelle des Bundesministeriums für Arbeit Soziales und Konsumentenschutz (BMASK) mit dem Schwerpunkt der beruflichen und gesellschaftlichen Integration von Menschen mit Behinderung.
	Österreichweit stehen unseren KundInnen neun Landesstellen zur Verfügung.

	Aufgaben und Eckdaten 2008-2010

	Berufliche Integration
	2008
	2009
	2010
	2008-2010 in %

	Begünstigte Behinderte
	94.066
	94.388
	94.753
	0,7 %

	Förderfälle (berufliche Integration)
	57.699
	60.077
	60.217
	4,4 %

	Finanzierung in Mio EUR
	172,5
	177,8
	174,9
	1,4 %

	

	Behindertengleichstellung
	2008
	2009
	2010
	2008-2010 in %

	Schlichtungen
	183
	185
	197
	7,7 %

	Pflege
	2008
	2009
	2010
	2008-2010 in %

	Pflegende Angehörige (Ausgaben in Mio EUR)
	6,7
	8,2
	7,7
	14,9 %

	24-Stunden-Betreuung-Ansuchen
	4.041
	4.249
	5.795
	43,4%

	Renten & Entschädigungen
	2008
	2009
	2010
	2008-2010 in %

	KriegsopferrentenbezieherInnen
	35.281
	31.863
	28.725
	-18,6 %

	Beratung & Service
	2008
	2009
	2010
	2008-2010 in %

	Behindertenpässe (gesamt)
	245.717
	291.322
	282.242
	14,9 %

	Sachverständigendienste
	2008
	2009
	2010
	2008-2010 in %

	medizinische Gutachten (Anzahl)
	88.245
	79.233
	76.871
	-12,89 %

	
	
	
	
	


Vorwort des Sozialministers

„Mit bewährten Maßnahmen zum Erfolg“
Rudolf Hundstorfer, Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz

Werte Leserinnen und Leser!

Der Arbeitsmarkt in Österreich hat sich 2010 rascher erholt als nach dem globalen Krisenjahr 2009 von ExpertInnen angenommen wurde. Dennoch bedurfte es bei Menschen mit Behinderung einer gewissen Unterstützungsstruktur, um sie in Beschäftigung zu bringen und zu halten. Vor allem war es mir wichtig, gerade jungen Menschen mit persönlichen Vermittlungshindernissen eine Perspektive zu bieten.
Die erfolgreichen Maßnahmen des Sozialministeriums für Menschen mit Behinderung wurden daher unverändert angeboten.
Dazu zählen eine Vielzahl von unterschiedlichen Individual- und Projektförderungen wie z.B. das Clearing, die Berufsausbildungs- und Arbeitsassistenz, Projekte zur Qualifizierung und Beschäftigung etc. die 2010 vom Bundessozialamt mit fast 175 Mio EUR gefördert wurden.
Aber auch andere Förderungen und Maßnahmen haben ihre Wirkung nicht verfehlt. Das Fördermodell zur Legalisierung der 24-Stunden-Betreuung wird angenommen und auch eine von mir in Auftrag gegebene Evaluierung hat gezeigt, dass sich die Schlichtungsverfahren im Bundes-Behinderten-gleichstellungsgesetz mehr als bewährt haben.
All diese Erfolge wären ohne die Umsetzung durch das Bundessozialamt nicht möglich gewesen, wofür ich allen MitarbeiterInnen meinen Dank aussprechen möchte.
Ihr
Rudolf Hundstorfer

Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz

Vorwort des Bundesamtsleiters

„Das Bundessozialamt als Wegbegleiter“
r
Dr. Günther Schuster
Leiter des Bundessozialamtes

Werte Leserinnen und Leser!

Im Jahr 2010 konnte das Bundessozialamt seine Rolle als Kompetenzzentrum und Informationsdrehscheibe für Menschen mit Behinderung weiter festigen und ausbauen.

Insbesondere zu nennen ist hier der weitere Auf- und Ausbau der Fördersysteme für Jugendliche am Übergang Schule/Beruf und die Vorbereitungen auf die Umsetzung des Arbeits- und Gesundheitsgesetzes zur Erhaltung der Arbeitsfähigkeit bzw. Vermeidung von Frühverrentung. 

Der inhaltliche Schwerpunkt im Förderbereich lag bei den „Begleitenden Hilfen“, deren inhaltliche Weiterentwicklung auch ein Gegenstand eines vom Bundessozialamt veranstalteten internationalen Kongresses war.

In allen Fachbereichen arbeiten wir intensiv an der Entwicklung unserer inhaltlichen Qualität, aber auch an den Unterstützungsstrukturen. Mit dem Projekt Pro-FIT wird unser IT-System neu aufgestellt, eine große Herausforderung für uns als Organisation und die damit befassten KollegInnen.

Mit dem Inkrafttreten der neuen Einschätzungsverordnung erfolgte ein wichtiger Entwicklungsschritt für die medizinischen Gutachten in wichtigen Verwaltungsverfahren. 

Der vorliegende Geschäftsbericht soll allen Interessierten einen Einblick in die Vollzugsarbeit des Bundessozialamtes 2010 geben.

Meinen MitarbeiterInnen möchte ich für Ihren Einsatz und die Qualität ihrer Arbeit sehr herzlich danken.

Herzlichst Ihr

Dr. Günther Schuster

Leiter des Bundessozialamtes
Unsere Schwerpunkte 2010
	Behinderung & Arbeitswelt


Neue Wege an den Lebensübergängen
Jugendliche am Übergang Schule - Beruf
Der berufliche Ersteinstieg stellt für junge Menschen im Allgemeinen eine besondere Herausforderung dar. Vor allem Jugendliche mit Behinderung bzw. Benachteiligung benötigen während dieses Lebensabschnitts besondere Unterstützung, um sich erfolgreich beruflich etablieren zu können.

Die Zielgruppe der Jugendlichen mit erhöhtem Unterstützungsbedarf ist sehr heterogen. Sie umfasst neben der so genannten klassischen Behinderung beispielsweise auch Jugendliche mit Migrationshintergrund, aus sozial benachteiligten Familien und in einem immer größer werdenden Ausmaß Jugendliche mit psychischen Beeinträchtigungen und erfordert daher ein optimales, auf die individuellen Bedürfnisse abgestimmtes Maßnahmenpaket.

Mit erfolgreichen Maßnahmen wie Clearing, (Jugend)arbeitsassistenz, Jobcoaching und Berufsausbildungsassistenz entspricht das Bundessozialamt den Anforderungen am Übergang Schule und Beruf auf sehr hohem Niveau.

Hier gilt es auch, das Zusammenspiel der einzelnen Instrumente zu optimieren und vor allem Clearing als Einstiegsmaßnahme klar zu platzieren.

Um Clearing als Steuerungsinstrument noch stärker zu positionieren, läuft derzeit ein interner Prozess zur inhaltlichen Weiterentwicklung, Adaptierung und Standardisierung dieser Maßnahme.
Wirkungsorientierung rückt stärker in den Vordergrund. Die Bedürfnisse der Klientinnen und Klienten und die (Teil)erfolge der vorhanden Maßnahmen sollen transparent gemacht und dargestellt werden.
Hand in Hand damit soll ein optimales Übergangsmanagementsystem unter besonderer Berücksichtigung von Diversity Management und Gender Mainstreaming für Jugendliche mit Behinderung bzw. Benachteiligung geschaffen werden.

Damit setzt das Bundessozialamt einen sehr wesentlichen Schritt in eine Zukunft, in der junge Menschen mit Behinderung und Benachteiligung ihren Platz in der Gesellschaft finden und sich ausgehend von ihren persönlichen, individuellen Stärken und Fähigkeiten auch produktiv am Arbeitsmarkt beteiligen können.

	Behinderung & Arbeitswelt


Kongress 2010 - Begleitende Hilfen
Information, Diskussion, Networking

Nach 18 Jahren, seit Einführung der Arbeitsassistenz, war es an der Zeit, das Erfolgsmodell „Begleitende Hilfen“ einer Bestandsaufnahme zu unterziehen. Evaluierungen und Studien in diese Richtung wurden schon einige erstellt, doch noch nie hat sich eine Großveranstaltung diesem Thema gewidmet.

Grund genug für das Bundessozialamt, gemeinsam mit dem Dachverband berufliche Integration und einer Vielzahl an ProjektträgerInnen einen Kongress auf die Beine zu stellen. Dieser fand am 27. und 28. September 2010 in Wien statt.

Bereits in der der Veranstaltung vorgeschalteten Pressekonferenz gaben Herr Sozialminister Hundstorfer, Herr Bundesamtsleiter Dr. Schuster und Frau DSAin Veitlmeier vom Dachverband den anwesenden MedienvertreterInnen einen Ein- und Überblick in die Erfolgsgeschichte der Begleitenden Hilfen. Frau Barbara Roubicek von der Europäischen Kommission ging in ihrer Eröffnungsrede besonders auf die soziale Ausgrenzung und Armut verhindernde Wirkung der Begleitenden Hilfen ein.

Der erste Kongresstag diente der Bestandsaufnahme, wobei sowohl beim Eröffnungsvortrag als auch den 8 Workshops darauf Bedacht genommen wurde, selbst Betroffene einzubinden und einen Bezug zur Wirtschaft herzustellen.

Seinen krönenden Abschluss fand der erste Kongresstag in einer Abendveranstaltung, bei der in angenehmer Atmosphäre bestehende Kontakte gepflegt wurden und neue Vernetzungen zu Stande kamen.

Der zweite Kongresstag stand ganz im Zeichen der Perspektiven – vor allem am Arbeitsmarkt –, die für die kommenden Jahre zu erwarten sind und mit welchen Strategien die einzelnen Maßnahmenpakete auf derartige Veränderungen reagieren können.

Darauf wurde nicht nur in den 8 Workshops, sondern auch in der Keynote von Herrn Mag. Peter Zellmann (Institut für Freizeit- und Tourismusforschung) und dem abschließenden Vortrag des Herrn Bundesamtsleiters Dr. Schuster eingegangen.

Einen Ausblick auf die EUSE-Studie, bei der Österreich als eines von sechs Ländern für „Vorbildliche Praxis“ ausgewählt wurde, gab Frau Angelika Schafft vom Arbeitsforschungsinstitut in Oslo.

Dank der koordinierenden Funktion des Bundessozialamts und der engagierten Arbeit von hunderten MitarbeiterInnen aller Trägerorganisationen kann das Erfolgsmodell „Begleitende Hilfen“ optimistisch in die Zukunft blicken. Ein positives Fazit von zwei gelungenen Kongresstagen.

Weitere Infos unter www.begleitendehilfen.at
2 Kongresstage in Zahlen

· 270 TeilnehmerInnen aus dem In- und Ausland
· 4 Hauptvorträge
· 16 Workshops mit 50 ReferentInnen
	Behinderung & Arbeitswelt - Ausblick


Neue Wege an den Lebensübergängen
fit2work – Arbeitsfähigkeit erhalten
Arbeit-und-Gesundheit-Gesetz
Im Rahmen des am 1.1.2011 in Kraft getretenen Arbeits- und Gesundheitsgesetzes wird ein flächendeckendes Informations-, Beratungs- und Unterstützungsangebot – fit2work –
für Personen und Betriebe geschaffen. Durch zielgerichtete Informationen über gesundheitsfördernde Themen des Arbeitslebens soll der Erhalt, die Verbesserung und die Steigerung der Arbeitsfähigkeit erwirkt und so das frühzeitige, krankheitsbedingte Ausscheiden aus dem Erwerbsleben verhindert werden.

Das Bundessozialamt ist für die Umsetzungskoordination zuständig. Die Maßnahme fit2work startet  2011 in Wien, NÖ und der Steiermark und wird vom Bundessozialamt, de Sozialversicherungsträgern und dem Arbeitsmarktservice finanziert. Ein österreichweiter Ausbau ist bis zum Jahr 2013 geplant.

Alle Informationen zu fit2work erhalten Sie ab dem start unter www.fit2work.at.
Gesetzliche Änderungen per 1.1.2011

Mit der Novelle zum Behinderteneinstellungsgesetz (BEinstG) kommt es zum 1.1.2011 zu einigen gesetzlichen Änderungen.

· Erweiterung des Personenkreises im Feststellungsverfahren

· Modifizierung des besonderen Kündigungsschutzes für begünstigte Behinderte
· Staffelung der Ausgleichstaxe nach der Größe des Unternehmens
	Behinderung & Arbeitswelt - Zahlenteil


Begünstige Behinderte - Bundesländervergleich
	Stand 1.1.2011
	Bgld.
	Ktn.
	NÖ.
	OÖ.
	Sbg.
	Stmk.
	Tirol
	Vbg.
	Wien

	Männer
	56.049
	1.540
	5.473
	9.502
	12.216
	2.430
	10.123
	3.590
	2.073
	9.102

	Anteil in %
	59,2%
	59,7%
	57,4%
	59,4%
	64,0%
	58,5%
	59,5%
	61,9%
	63,3%
	52,6%

	Frauen
	38.704
	1.038
	4.070
	6.486
	6.884
	1.721
	6.895
	2.213
	1.203
	8.194

	Anteil in %
	40,8%
	40,3%
	42,6%
	40,6%
	36,0%
	41,5%
	40,5%
	38,1%
	36,7%
	47,4%

	Gesamt
	94.753
	2.578
	9.543
	15.988
	19.100
	4.151
	17.018
	5.803
	3.276
	17.296

	Anteil in %
	100%
	2,7%
	10,1%
	16,9%
	20,2%
	4,4%
	18,0%
	6,1%
	3,5%
	18,3%


Begünstige Behinderte – 10 Jahres Vergleich
	
	1.1.1991
	Anteil in %
	1.1.2001
	Anteil in %
	1.1.2011
	Anteil in %

	Männer
	31.948
	69,2 %
	50.697
	63,0 %
	56.049
	59,2 %

	Frauen
	14.249
	30,8 %
	29.835
	37,0 %
	38.704
	40,8 %

	insgesamt
	46.197
	100,0 %
	80.532
	100,0 %
	94.753
	100,0 %


Einstellungspflichtige DienstgeberInnen *)
	
	2003
	Anteil in %
	2006
	Anteil in %
	2009
	Anteil in %

	Beschäftigungspflicht
erfüllt
	3.452
	22,6 %
	3.657
	22,6 %
	3.869
	22,4 %

	nicht erfüllt
	11.671
	76,4 %
	12.323
	76,2 %
	13.277
	76,6 %

	ohne Beschäftigungs-
pflicht
	151
	1,0 %
	195
	1,2 %
	181
	1,0 %

	Gesamt
	15.274
	100,0 %
	16.175
	100,0 %
	17.327
	100,0 %


*) Zahlen aus der Vorschreibungsperiode 2009, Anteil in % gerundet
erwerbstätige begünstigte Behinderte – Bundesländervergleich
	Stand 2010
	
	Bgld.
	Ktn.
	NÖ.
	OÖ.
	Sbg.
	Stmk.
	Tirol
	Vbg.
	Wien

	männlich
	37.527
	1.090
	3.010
	6.680
	9.148
	1.770
	6.634
	2.361
	1.407
	5.427

	Anteil in %
	61,2%
	61,2%
	60,1%
	60,8%
	65,5%
	59,6%
	61,7%
	65,0%
	67,4%
	53,3%

	weiblich
	23.836
	692
	1.999
	4.303
	4.829
	1.201
	4.112
	1.271
	682
	4.747

	Anteil in %
	38,8%
	38,8%
	39,9%
	39,2%
	34,5%
	40,4%
	38,3%
	35,0%
	32,6%
	38,9%

	Summe
	61.363
	1.782
	5.009
	10.983
	13.977
	2.971
	10.746
	3.632
	2.089
	10.174

	Anteil in %
	64,8%
	69,1%
	52,5%
	68,7%
	73,2%
	71,6%
	63,1%
	62,6%
	63,8%
	68,9%


	erwerbstätige begünstigte Behinderte
10 Jahres Vergleich
	1.10.1990
	1.12.2000
	1.12.2010

	Summe
	33.711
	54.592
	61.363
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nicht erwerbstätige begünstigte Behinderte – Bundesländervergleich
	Stand 2010
	
	Bgld.
	Ktn.
	NÖ.
	OÖ.
	Sbg.
	Stmk.
	Tirol
	Vbg.
	Wien

	männlich
	18.522
	450
	2.463
	2.822
	3.068
	660
	3.489
	1.229
	666
	3.675

	Anteil in %
	55,5%
	56,5%
	54,3%
	56,4%
	59,9%
	55,9%
	55,6%
	56,6%
	56,1%
	56,4%

	weiblich
	14.868
	346
	2.071
	2.183
	2.055
	520
	2.783
	942
	521
	3.447

	Anteil in %
	44,5%
	43,5%
	45,7%
	43,6%
	40,1%
	44,1%
	44,4%
	43,4%
	43,9%
	43,6%

	Summe
	33.390
	796
	4.534
	5.005
	5.123
	1.180
	6.272
	2.171
	1.187
	7.122

	Anteil in %
	35,2%
	30,9%
	47,5%
	31,3%
	26,8%
	28,4%
	36,9%
	37,4%
	36,2%
	31,1%


	nicht erwerbstätige begünstigte Behinderte
10 Jahres Vergleich
	1.10.1990
	1.12.2000
	1.12.2010

	Summe
	11.534
	26.221
	33.390


Anträge auf Zustimmung bzw. nachträgliche Zustimmung zur Kündigung
	
	2000
	Anteil in %
	2005
	Anteil in %
	2010
	Anteil in %

	Zustimmung
	89
	18,2 %
	61
	11,6 %
	96
	18,1 %

	Abweisung
	23
	4,7 %
	31
	5,9 %
	19
	3,6 %

	Zurückziehung
	378
	77,1 %
	432
	82,4 %
	415
	78,3 %

	Gesamt *) gerundet
	490
	100,0 %
	524
	100 %
	530
	100 %


	Bundesländervergleich

	Stand 2010
	Bgld.
	Ktn.
	NÖ.
	OÖ.
	Sbg.
	Stmk.
	Tirol
	Vbg.
	Wien

	Zustimmung
	96
	1
	5
	11
	49
	0
	8
	0
	1
	21

	Abweisung
	19
	0
	2
	6
	2
	1
	0
	0
	0
	8

	Zurückziehung
	415
	6
	20
	48
	122
	16
	60
	15
	44
	84

	Gesamt
	530
	7
	27
	65
	173
	17
	68
	15
	45
	113
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	Förderfälle
	2008
	2009
	2010

	
	E,S, H
	sonstige*
	gesamt
	E, S, H
	sonstige*
	gesamt
	E, S, H
	sonstige*
	gesamt

	Bgld.
	1.629
	275
	1.904
	1.649
	291
	1.940
	1.666
	313
	1.979

	Ktn.
	4.013
	806
	4.819
	3.842
	853
	4.695
	3.726
	859
	4.585

	NÖ.
	7.652
	1.713
	9.365
	7.978
	1.813
	9.791
	8.481
	1.916
	10.397

	OÖ.
	9.091
	1.957
	11.048
	9.154
	2.015
	11.169
	8.650
	1.865
	10.515

	Sbg.
	2.506
	490
	2.996
	2.783
	449
	3.232
	2.740
	486
	3.226

	Stmk.
	9.366
	1.595
	10.961
	9.628
	1.653
	11.281
	9.335
	1.745
	11.080

	Tirol
	3.397
	726
	4.123
	3.527
	686
	4.213
	3.354
	715
	4.069

	Vbg.
	2.411
	429
	2.840
	3.079
	474
	3.553
	3.276
	435
	3.711

	Wien
	7.678
	1.965
	9.643
	8.255
	1.948
	10.203
	8.850
	1.805
	10.655

	Summe
	47.743
	9.956
	57.699
	49.895
	10.182
	60.077
	50.078
	10.139
	60.217

	E = Erlangung v. Arbeitsplätzen  S = Sicherung v. Arbeitsplätzen  H = Heranführung an den Arbeitsmarkt


* dabei handelt es sich um Maßnahmen wie z.B. PKW-Zuschüsse, Mobilitätszuschüsse, Gebärdensprachdolmetschkosten, Ausbildungsbeihilfen, Investive Maßnahmen

	Förderfälle E+S nach
	2008
	2009
	2010

	Personen u. Alter
	Fälle
	Personen
	Fälle
	Personen
	Fälle
	Personen

	unter 25 Jahre
	23.887
	15.072
	25.672
	16.455
	26.297
	17.053

	25-44 Jahre
	14.226
	10.685
	14.015
	10.736
	13.264
	10.350

	ab 45 Jahre
	9.630
	8.054
	10.208
	8,586
	10.517
	9.044

	Summe
	47.743
	33.811
	49.895
	35.777
	50.078
	36.447


Da für eine Person mehrere Maßnahmen gefördert werden können, ist die Anzahl der Förderfälle höher als die Personenanzahl.

	Erlangte gesicherte Arbeitsplätze 2010
	Personen
	Erlangungen
	Sicherungen

	Burgenland
	708
	366
	372

	Kärnten
	1.663
	931
	854

	Niederösterreich
	3.414
	1.541
	2.021

	Oberösterreich
	3.972
	2.207
	1.958

	Salzburg
	1.155
	466
	715

	Steiermark
	3.979
	1.685
	2.439

	Tirol
	1.354
	590
	854

	Vorarlberg
	1.146
	456
	768

	Wien
	2.534
	1.334
	1.299

	Österreichweit
	19.814
	9.507
	11.263


	Behinderung & Arbeitswelt - Zahlenteil


	Erlangte und gesicherte Arbeitsplätze
	2008
	2009
	2010

	Personen
	19.443
	20.235
	19.814

	Erlangungen
	10.352
	10.601
	9.507

	Sicherungen
	9.926
	10.587
	11.263


Die Summe der Personen, Erlangungen und Sicherungen aller Landesstellen ist höher als die österreichweiten Zahlen, da eine Person von mehreren Landesstellen erfasst sein kann, österreichweit aber nur einmal zählt.

Da eine Person innerhalb eines Kalenderjahres sowohl einen Erfolg bei der Erlangung als auch bei der Sicherung haben kann, ist die Summe aus Erlangung und Sicherung höher als die Anzahl der Personen.

Die Differenz zu den Förderfällen ergibt sich aus der großen Anzahl laufender Fälle, die bei der Erfolgsauswertung noch nicht enthalten sind sowie durch Mehrfachförderungen und aufbauende Module bei Jugendlichen wie z.B. Clearing, Arbeitsassistenz, Berufsausbildungsassistenz und Qualifizierungsmaßnahmen.

Unternehmensservice
	Stand 2010
	Bgld.
	Ktn.
	NÖ.
	OÖ.
	Sbg.
	Stmk.
	Tirol
	Vbg.
	Wien

	
	
	
	
	
	
	
	
	
	KMU
	Großbetr.

	Phase 1
	10.535
	201
	824
	2.140
	1.407
	446
	1.679
	1.612
	428
	1.756
	42

	Phase 2
	1.986
	62
	207
	546
	158
	147
	438
	167
	62
	163
	36

	Phase 3
	1.209
	53
	94
	405
	166
	36
	163
	38
	46
	73
	135


	Finanzierung
	2008 in Mio EUR
	2009 in Mio EUR
	2010 in Mio EUR

	aus dem Ausgleichstaxfonds (ATF)
	83,3
	88,2
	86,4

	aus dem Europäischen Sozialfonds (ESF)
	10,2
	14,7
	17,5

	aus Bundeshaushaltsmittel (BHM)
	78,9
	75,0
	71,0

	Gesamt *) gerundet
	172,5
	177,8
	174,9


	Bundesländervergleich 2010
	ATF
	ESF
	BHM
	Summe

	Burgenland
	2.518.378
	491.964
	2.022.458
	5.032.800

	Kärnten
	6.760.497
	1.434.124
	4.959.114
	13.153.735

	Niederösterreich
	14.468.880
	2.486.714
	12.017.235
	28.972.829

	Oberösterreich
	15.538.327
	3.290.707
	12.295.351
	31.124.385

	Salzburg
	5.102.754
	894.717
	4.014.995
	10.012.466

	Steiermark
	16.028.178
	3.412.273
	14.687.094
	34.127.545

	Tirol
	6.786.883
	1.301.315
	5.058.210
	13.146.408

	Vorarlberg
	5.493.125
	963.749
	3.414.749
	9.871.623

	Wien
	13.740.667
	3.238.198
	12.527.010
	29.505.875

	Summe * gerundet
	86.437.688
	17.513.760
	70.996.217
	174.947.665


	Behindertengleichstellung & Barrierefreiheit

	Zahlenteil


	Schlichtungsfälle
	2008
	2009
	2010

	BGStG
	86
	83
	111

	BEinstG
	97
	102
	86

	Summe
	183
	185
	197


Bundesländervergleich
	Stand 2010
	Bgld.
	Ktn.
	NÖ.
	OÖ.
	Sbg.
	Stmk.
	Tirol
	Vbg.
	Wien
	BSB

	BGStG
	111
	4
	26
	8
	26
	1
	15
	4
	1
	25
	1

	BEinstG
	86
	1
	4
	8
	9
	0
	11
	5
	0
	46
	2

	Summe
	197
	5
	30
	16
	35
	1
	26
	9
	1
	71
	3


	abgeschlossen 2010
	BGStG
	BEinstG
	Gesamt

	mit Einigung
	46
	43
	89

	ohne Einigung
	33
	29
	62

	Antragszurückziehung
	12
	10
	22

	Summe
	91
	82
	173


	Beratungsfälle
	2008
	2009
	2010

	BGStG
	28
	42
	47

	BEinstG
	72
	167
	143

	Summe
	100
	209
	190


Bundesländervergleich
	Stand 2010
	Bgld.
	Ktn.
	NÖ.
	OÖ.
	Sbg.
	Stmk.
	Tirol
	Vbg.
	Wien
	BSB

	BGStG
	47
	0
	8
	0
	4
	0
	28
	0
	0
	7
	0

	BEinstG
	143
	0
	17
	0
	14
	0
	55
	1
	2
	54
	0

	Summe
	190
	0
	25
	0
	18
	0
	83
	1
	2
	61
	0


BGStG……..Bundes-Behindertengleichstellungsgesetz

BEinstG……Behinderteneinstellungsgesetz

	Investive Maßnahmen
	2008
	2009
	2010

	Anzahl der Fälle
	246
	279
	196

	Ausgaben in Mio. EUR
	4,5
	4,9
	3,4


	Pflege


NEU ab 1.1.2011
· Pflegegeld Stufe 1:
mtl. Pflegebedarf mehr als 60 Stunden

· Pflegegeld Stufe 2:
mtl. Pflegebedarf mehr als 85 Stunden

· Höhe des Pflegegeldes Stufe 6 mtl. EUR 1.260,-
24-Stunden-Betreuung

Ein guter Weg zur Legalisierung
Seit Mitte der 1990er Jahre entwickelte sich in Österreich neben der legalen Hauskrankenpflege ein Schwarzmarkt. BetreuerInnen, vorwiegend aus Osteuropa, welche häufig nicht über eine Pflegeausbildung verfügten, übernahmen Betreuungs- und Pflegeaufgaben. Das nahm ein Ausmaß an, welches die Politik dazu veranlasste, tätig zu werden.
Die Personenbetreuung wurde folglich gesetzlich geregelt und im Sommer 2007 legalisiert.
Dass ein legales Betreuungsverhältnis deutliche Vorteile für Betreuer/innen und Betreute bringt, liegt klar auf der Hand. Einerseits haben pflegebedürftige Personen bei einem legalen Betreuungsverhältnis Anspruch auf Förderungen durch das Bundessozialamt, zudem sind sie aber auch rechtlich abgesichert.
Viele Betreuungskräfte und die Menschen, die Betreuung brauchen, haben dies bereits erkannt und die Chance zur Legalisierung genutzt.

Dies zeigt sich auch in den stetig ansteigenden Zahlen bei den Anträgen auf einen Zuschuss zur 24-Stunden-Betreuung.
	Pflege Zahlenteil


PflegegeldbezieherInnen des Bundessozialamtes (Stand Dezember 2010)

	Stufe
	1
	2
	3
	4
	5
	6
	7
	Gesamt

	männlich
	35
	114
	96
	74
	61
	12
	6
	398

	weiblich
	138
	311
	184
	155
	167
	24
	22
	1.001

	Summe
	173
	425
	280
	229
	228
	36
	28
	1.399


Quelle: Bundesrechenzentrum GmbH

	Pflegende Angehörige
	2008
	2009
	2010

	Gesamtaufwand (in Mio. EUR)
	6,75
	8,24
	7,7


24-Stunden Betreuung
	Anträge
	Bgld.
	Ktn.
	NÖ.
	OÖ.
	Sbg.
	Stmk.
	Tirol
	Vbg.
	Wien

	2008
	4.041
	640
	171
	143
	1.086
	164
	621
	289
	415
	512

	2009
	4.249
	439
	298
	245
	1.114
	203
	728
	334
	285
	603

	2010
	5.795
	616
	451
	359
	1.323
	301
	1.322
	408
	318
	697


	Renten & Entschädigungen

	Zahlenteil


Kriegsopferversorgung

	Jahr
	Beschädigte
	Hinterbliebene
	Gesamt
	Gesamtaufwand in Mio EUR

	1.1.1991
	60.463
	61.676
	122.139
	488,313

	1.1.2001
	31.294
	35.610
	66.904
	385,035

	1.1.2011
	10.630
	18.095
	28.725
	231,259


Bundesländervergleich

	Stand 2010
	Bgld.
	Ktn.
	NÖ.
	OÖ.
	Sbg.
	Stmk.
	Tirol
	Vbg.
	Wien *)

	Beschädigte
	10.630
	448
	769
	2.204
	1.779
	537
	1.830
	730
	374
	1.959

	Hinterbliebene
	18.095
	963
	1.319
	3.672
	3.094
	882
	3.122
	1.358
	515
	3.170

	Gesamt
	28.725
	1.411
	2.088
	5.876
	4.873
	1.419
	4.952
	2.088
	889
	5.129


*) inkl. AuslandsrentenbezieherInnen

Kriegsgefangene und Zivilinternierte

	Jahr
	Leistungsbezieher

Innen gesamt
	Aufwand in EUR gesamt
	davon

Bundessozialamt
	Aufwand

Bundessozialamt

	2008
	44.293
	10.356.283
	2.371
	537.738

	2009
	39.870
	9.304.933
	2.182
	495.354

	2010
	35.590
	7.621.181
	1.990
	452.235


Heeresbeschädigte
	Jahr
	Beschädigte
	Hinterbliebene
	Gesamt
	Aufwand in Mio. EUR

	1.1.2001
	1.628
	90
	1.718
	8,639

	1.1.2006
	1.675
	77
	1.752
	9,678

	1.1.2011
	1.757
	76
	1.833
	10,570


Bundesländevergleich

	Stand 2010
	Bgld.
	Ktn.
	NÖ.
	OÖ.
	Sbg.
	Stmk.
	Tirol
	Vbg.
	Wien *)

	Beschädigte
	1.757
	69
	154
	372
	322
	94
	273
	140
	66
	267

	Hinterbliebene
	76
	3
	7
	19
	10
	5
	17
	4
	4
	7

	Gesamt
	1.833
	72
	161
	391
	332
	99
	290
	144
	70
	274


*) inkl. AuslandsrentenbezieherInnen

	Renten & Entschädigungen Zahlenteil


Verbrechensopfer

	Jahr
	abgeschlossene

Verfahren
	Neuanträge und Weitergewährungen
	Ausgaben

in Mio EUR
	Einnahmen

in Mio EUR *

	2008
	1.199
	885
	2,866
	0,159

	2009
	1.107
	981
	2,929
	0,161

	2010
	1.364
	1.119
	2,829
	0,161


* Die Einnahmen entstehen durch Rückforderungen (Regresse) gegen die TäterInnen.

	Bundesländervergleich 2010
	Ktn.
	OÖ.
	Sbg.
	Stmk.
	Tirol
	Vbg.
	Wien, NÖ., Bgld.

	abgeschlossene Verfahren
	1.364
	84
	206
	106
	260
	95
	21
	592

	Neuanträge
	692
	42
	105
	72
	63
	64
	24
	322


Anträge auf Kostenübernahme für psychotherapeutische Krankenbehandlung

	Jahr
	Erstanträge
	Weitergewährungen
	Gesamt

	2008
	421
	313
	734

	2009
	372
	359
	731

	2010
	431
	337
	768








abgeschlossene Verfahren
	Anträge Schmerzengeld 2010
	Bewilligungen
	Ablehnungen
	Zurückziehungen

	314
	103
	66
	15


Impfgeschädigte

	Jahr
	Beschädigtenrenten
	Pflegezulagen
	Gesamtaufwand in Mio EUR

	2008
	85
	53
	2,987

	2009
	90
	55
	3,099

	2010
	92
	55
	3,397


	Beratung & Service

	Zahlenteil


	Behindertenpass/Vignette
	2008
	2009
	2010

	Gesamtzahl
	245.717
	263.861
	282.242

	neu ausgestellte Pässe
	24.828
	24.506
	23.896

	ausgegebene Vignetten
	40.338
	43.342
	46.904


Bundesländervergleich
	Stand 2010
	Bgld.
	Ktn.
	NÖ.
	OÖ.
	Sbg.
	Stmk.
	Tirol
	Vbg.
	Wien

	Gesamtzahl
	282.242
	7.173
	24.730
	44.635
	67.382
	12.182
	45.586
	16.557
	11.034
	52.963

	Neuanträge
	23.896
	701
	1.935
	4.734
	5.056
	1.199
	3.471
	1.666
	1.184
	3.950

	Vignetten
	46.904
	1.374
	4.314
	9.250
	10.921
	2.268
	7.297
	3.148
	2.292
	6.040


Unterstützungsfonds für Menschen mit Behinderung

Menschen mit Behinderung können für einmalige behinderungsbedingte Ausgaben Geldleistungen aus dem Unterstützungsfonds erhalten.

	Unterstützungsfonds (UF)
	2008
	2009
	2010

	Ausgaben in Mio. EUR
	3,0
	3,6
	3,5 *)



*) vorläufige Angaben
	Abgeltung der NOVA
	2008
	2009
	2010

	Ausgaben in Mio. EUR
	4,7
	5,2
	5,2 *)


NEU ab 1.1.2011
Die Abgeltung der Normverbrauchsabgabe (NoVA) für Menschen mit Behinderung entfällt ab 1.1.2011.

Als Ausgleich dafür wird der monatliche Freibetrag für Körperbehinderte, die zur Fortbewegung ein eigenes Kraftfahrzeug benützen, von 153,- Euro auf 190,- Euro angehoben.
	Beratung & Service Zahlenteil


	Jahr
	im OKE
	Weiterleitungen
	Kontakte gesamt
	
	TOP Themen 2010

	
	
	Intern
	extern
	
	1.
	Behindertenpass
	

	2008
	59.150
	20.179
	2.332
	81.661
	2.
	Ärztlicher Dienst
	

	2009
	55.563
	20.036
	2.717
	78.316
	3.
	Feststellungsverfahren
	

	2010
	55.147
	17.931
	2.870
	75.948
	4.
	Begünstigungen/Ermäßigungen
	


Familieninfostelle (FIS)

	Jahr
	Beratungen gesamt
	Alter
	
	TOP Themen 2010

	
	
	0-6
	7-15
	16 u. älter
	1.
	Finanzielles
	263

	2008
	386
	154
	124
	98
	2.
	Behinderung
	240

	2009
	431
	143
	145
	143
	3.
	Sonstiges
	167

	2010
	364
	143
	129
	92
	4.
	Hilfsmittel
	97


Beratung und Diagnostik für Kinder und Jugendliche

	Jahr
	Gesamtzahl d. Betreuten *)
	Alter
	davon Erst-kontakte
	Anzahl d. Berat-

ungsgespräche **)

	
	männl.
	weibl.
	Gesamt
	0-6
	6-15
	über 15
	
	

	2008
	3.008
	1.542
	4.550
	1.521
	2.542
	488
	1.761
	17.865

	2009
	3.305
	1.614
	4.919
	1.790
	2.685
	444
	1.086
	18.764

	2010
	2.850
	1.458
	4.308
	1.651
	2.387
	270
	1.543
	14.064


*)   Anzahl der Familien, die den Beratungsdienst in Anspruch genommen haben
**) Anzahl der Beratungen, Betreuungen und Hausbesuche

	Sachverständigendienste


Neue Wege in der Begutachtung
Von der Richtsatz- zur Einschätzungsverordnung

Bis dato erfolgte die Einschätzung des Grades der Behinderung sowohl im Bereich des Behinderteneinstellungsgesetzes (BEinstG) als auch des Bundesbehindertengesetzes (BBG) durch ärztliche Sachverständige unter Zugrundelegung einer Richtsatzverordnung aus dem Jahre 1965.

Diese diente ursprünglich dem Zweck, die Minderung der Erwerbsfähigkeit von Kriegsopfern zu ermitteln, entsprach bei Weitem nicht mehr dem aktuellen Stand der medizinischen Wissenschaft und bildete auch nicht
mehr die Anforderungen des heutigen Arbeitsmarktes adäquat ab.

Mit der per 1.9.2010 in Kraft getretenen Einschätzungsverordnung wurden neue, den heutigen Gegebenheiten angepasste Kriterien für die Einschätzung des Grades der Behinderung festgelegt. Die wesentlichen Neuerungen liegen in der Einführung einer funktions- anstelle einer diagnosebezogenen Beurteilung und schaffen somit einen modernen und praxisnahen Bezug zu konkreten Lebenssituationen. Diese Beurteilung führt auch zu einer wesentlichen Verbesserung der Einschätzung von psychischen Erkrankungen und Sinnesbehinderungen. Die neue Verordnung ist von Bedeutung für die Zugehörigkeit zum Kreis der begünstigten Behinderten, für die Ausstellung eines Behindertenpasses, für die Gewährung der erhöhten Familienbeihilfe und für die Inanspruchnahme von steuerlichen Begünstigungen.
Einschätzungsverordnung

· gelungene Anpassung an den aktuellen Stand der
Wissenschaft

· durchgängig praxisbezogen, gut zuordenbar, klare Strukturierung

· im neurologisch und psychiatrischen Bereich Zuordnungs- und Abgrenzungskriterien
· weniger subjektive Wahlmöglichkeiten – mehr Objektivität

	Sachverständigendienste - Zahlenteil


erstellte Sachverständigengutachten des BSB im Jahr 2010

	nach Landesstellen
	nach Fachbereichen

	Burgenland
	2.891
	Kriegsopferversorgungsgesetz
	555

	Kärnten
	5.059
	Heeresversorgungsgesetz
	349

	Niederösterreich
	14.344
	Behinderteneinstellungsgesetz
	17.008

	Oberösterreich
	16.019
	Verbrechensopfergesetz
	255

	Salzburg
	3.273
	Impfschadengesetz
	31

	Steiermark
	11.235
	Bundesbehindertengesetz
	35.585

	Tirol
	3.700
	Familienlastenausgleichgesetz
	21.873

	Vorarlberg
	2.400
	Bundespflegegeldgesetz
	534

	Wien
	17.950
	Sonstige
	681

	Gesamt
	76.871
	Gesamt
	76.871


	Pro-FIT


Projekt für fachspezifische IT-Lösungen

Mit dem vom Projektlenkungsausschuss am 3.12.2009 abgenommenen Generalplan wurde der Auftrag zur Umsetzung zum PRO-FIT erteilt. Am 1.4.2010 startete das bisher größte IT-Projekt des Bundessozialamtes, das die Einführung von modernen, ganzheitlichen und fachspezifischen IT-Lösungen zum Ziel hat. Die historisch gewachsenen IT-Applikationen (sowohl die von der Bundesrechenzentrum GmbH betreuten, als auch die hausinternen) werden zusammengeführt und neu entwickelt.

Für das Projekt ist eine Dauer von 5 Jahren vorgesehen. 

PRO FIT besteht aus 8 Teilprojekten und den Querschnittsmaterien. Fünf Teilprojekte wurden bereits mit April 2010 gestartet. Aufgrund des hohen personellen und Ressourcen-Einsatzes für das Projekt ist eine stufenweise Realisierung erforderlich. 

Das Projekt setzt sich aus folgenden Teilprojekten zusammen:

· Basissysteme BASIS: Start 01.04.2010
· Werkzeuge WERK: Start 01.04.2010
· Feststellungsverfahren FEST: Start 01.04.2010
· Förderungen FÖRDER: Start 01.04.2010
· Sozialentschädigung RENTE: Start 01.04.2010
· Pass Vignette Erhöhte Familienbeihilfe PVF: Start 01.04.2012
· Ausgleichstaxe AT: Start 01.04.2013
· Kündigung Schlichtung Betreuungsorganisation KSB: Start 01.04.2015
Erstmals wird ein Projekt dieser Größenordnung in enger Zusammenarbeit mit dem BMASK, dem BMF und der Bundesrechenzentrum GmbH (BRZ GmbH) durchgeführt.

Vom Bundessozialamt arbeiten in den Teilprojekten Expertinnen und Experten aller Fachabteilungen, aller Landesstellen und des Bundesamtes mit. Im Jahr 2010 wurden bereits mehr als 13.000 Arbeitsstunden für die Umsetzung des Projekts geleistet.
Lastenhefte:
Die Anforderungen an eine neue Software werden in Arbeitsgruppen von Fachexpertinnen und -experten formuliert und in sogenannten Lastenheften zusammengefasst.
Im Jahre 2010 wurden bereits 5 Lastenhefte ausgearbeitet.
	Pro-FIT


· Berechtigungsverwaltung (TP1-BASIS)
· Kontakte (TP1-BASIS)
· Beratung (TP1-WERK)
· Aktenverfolgung (TP1- BASIS) und
· Reporting (TP2-WERK)
Querschnittsaufgaben
Querschnittsaufgaben sind jene Themen, die von Beginn des Projekts bis zum Ende für alle fachbezogenen Systeme gleichzeitig den Rahmen und eine einheitliche Basis bilden. Querschnittsaufgaben sind z.B. Systemarchitektur, Barrierefreiheit, Usability, Benutzeroberfläche, CD-Linie, E-Gov-G, Sicherheit, Design Styleguide usw.

Parallel zu den Lastenheften werden die Querschnittsaufgaben in einem Anforderungskatalog zusammengefasst. Dieser bildet gemeinsam mit den Lastenheften die Grundlage für die Pflichtenhefte.

	Querschnittsaufgaben im Projekt Pro-FIT

	Barrierefreiheit 
	Anforderungskatalog
	Grundlagen erstellt
	(

	System-Architektur
	Anforderungen an die Usability; Client Software; Oberlächendesign; Zugang zu den Applikationen
	Grundlagen erstellt
	(

	
	Design Style Guide (inkl. Maskenaufbau und -gestaltung)
	Grundlagen erstellt
	(

	Gender Mainstre-aming und Gender Budgeting
	Anforderungskatalog
	Grundlagen erstellt
	(

	Corporate Design BSB
	Leerformulare
	Anforderungskatalog Grundlagen erstellt
	(

	Schulung ProjektmitarbeiterInnen
	Methoden u. Werkzeuge, Projektmanagement, E-Office; MS Project, ARIS ...
	Schulung

Startphase TP1-TP5

abgeschlossen
	(

	PR Public Relations 
	BSB-intern, Kommunikation mit an Pro-

FIT beteiligten Organisationen
	laufend
	(

	Change Management
	
	Grundlagen erstellt
	(


Ausblick

Mit der Realisierung des Projekts Pro-FIT wird für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des BSB eine Erhöhung der Arbeitsqualität durch Anschluss an aktuelle IT-Standards und eine Flexibilität der Aufgabenwahrnehmung erreicht. 

Für unsere Kundinnen und Kunden wird so eine Verbesserung der Barrierefreiheit und der Datensicherheit und damit insgesamt eine Steigerung der Servicequalität erzielt.

Es ist geplant, den Kundinnen und Kunden die Möglichkeit zur Online Antragstellung über die Homepage des BSB anzubieten.

Ausblick 2011

Neue Herausforderungen – Neue Wege.
Im Jahr 2011 kommen auf das Bundessozialamt und seine MitarbeiterInnen eine Vielzahl an gesetzlichen Änderungen, neuen Leistungen und somit neuen Herausforderungen zu.

Mit der Modifizierung des Kündigungsschutzes wurde ein besonderer Anreiz für Unternehmen geschaffen, vermehrt Menschen mit Behinderung einzustellen. Auch die gestaffelte Ausgleichstaxe soll diese Wirkung noch verstärken.

Für Betriebe wird weiterhin ein umfangreiches Förderangebot zur Verfügung stehen und die begleitenden Hilfen werden ausgebaut, insbesonders soll Clearing flächendeckend angeboten und als gemeinsame Steuerungs- und Koordinationsmaßnahme am Übergang Schule / Beruf positioniert werden.

Anlässlich des 10-jährigen Bestehens wird diese Leistung für Jugendliche mit Benachteiligungen mit einer bundesweiten Aktionswoche im Juni 2011 der Öffentlichkeit präsentiert.

Durch die Schaffung des flächendeckenden Beratungsangebotes fit2work soll der möglichst lange Erhalt der Arbeits- u. Erwerbsfähigkeit berufstätiger und arbeitsloser Personen erreicht werden. Mit dem Angebot eines präventiv wirkenden Case-Managements werden ArbeitgeberInnnen bei der Entwicklung und Festigung einer gesundheitsförderlichen Arbeitswelt unterstützt Im Rahmen der gesetzlichen Beauftragung der Umsetzungskoordination von fit2work wird das Bundessozialamt seine Kompetenzen an den Lebensübergängen weiterentwickeln. 

Auch die Pflegereform wird zu inhaltlichen Weiterentwicklungen in unseren Aufgabenstellungen führen. 
Dem Thema Gleichstellung und Barrierefreiheit werden wir uns gemeinsam mit der Fachsektion auf mehreren Ebenen weiter nähern. So soll die Vollziehung des Unterstützungsfonds auf die Förderung von Barrierefreiheit im privaten Bereich ausgerichtet werden und die (teilweise schon bestehenden) Beratungsangebote für die Wirtschaft zur barrierefreien Bereitstellung von Gütern und Dienstleistungen soll definiert und weiterentwickelt werden. 
Die Vorbereitung auf die Haushaltsreform und die Bewältigung der Ressourcensituation werden entscheidende organisationsinterne Schwerpunkte unserer Arbeit sein. 

Das Bundessozialamt soll auch im neuen Jahrzehnt die zentrale Anlaufstelle bei der Integration und Gleichstellung für Menschen mit Behinderung sein; an dieser Zielsetzung werden wir konsequent weiterarbeiten.

BUNDESSOZIALAMT

Babenbergerstraße 5, 1010 Wien

Tel: 01/588 31

Fax: 05 99 88-2031

E-mail: bundessozialamt@basb.gv.at
Landesstelle Burgenland

Hauptstraße 33a, 7000 Eisenstadt

Tel: 02682 / 64 046
Fax: 05 99 88-7412

E-mail: bundessozialamt.bgl1@basb.gv.at
Landesstelle Kärnten

Kumpfgasse 23-25, 9020 Klagenfurt

Tel: 0463/5864-0
Fax: 05 99 88-5888

E-mail: bundessozialamt.ktn@basb.gv.at
Landesstelle Niederösterreich

Daniel Gran-Straße 8/3, 3100 St. Pölten

Tel: 02742/31 22 24

Fax: 05 99 88-7699

E-mail: bundessozialamt.noe1@basb.gv.at
Landesstelle Oberösterreich

Gruberstraße 63, 4021 Linz

Tel: 0732/7604-0
Fax: 05 99 88-4400

E-mail: bundessozialamt.ooe@basb.gv.at
Landesstelle Salzburg

Auerspergstraße 67a, 5020 Salzburg

Tel: 0662-88983-0
Fax: 05 99 88-3499

E-mail: bundessozialamt.sbg1@basb.gv.at
Landesstelle Steiermark

Babenbergerstraße 35, 8021 Graz

Tel: 0316 7090
Fax: 05 99 88-6899

E-mail: bundessozialamt.stmk1@basb.gv.at
Landesstelle Tirol

Herzog Friedrich-Straße 3, 6020 Innsbruck

Tel: 0512/563101

Fax: 05 99 88-7075

E-mail: bundessozialamt.tirol1@basb.gv.at
Landesstelle Vorarlberg

Rheinstraße 32/3, 6900 Bregenz

Tel: 05574/6838

Fax: 05 99 88-7205

E-mail: bundessozialamt.vlbg@basb.gv.at
Landesstelle Wien

Babenbergerstraße 5, 1010 Wien

Tel: 01/588 31
Fax: 05 99 88-2266

E-mail: bundessozialamt.wien1@basb.gv.at





























































































Geschäftsbericht 2010


Auf dem Weg in ein neues Jahrzehnt








Geschäftsbericht 2010


Auf dem Weg in ein neues Jahrzehnt





























6
3
23

